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Satzung 
A) FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 
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Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

Innerhalb dieses Geltungsbereiches wird der Bebauungsplan Nr. 4, der Gemeinde Aying, ersetzt. 

Allgemeines Wohngebiet gemäß §9 BouGB und §4 BauNVO 

ßaugrenze 

Geschoßfläche in m^ z.B. 282 m̂  
Bei Doppelhäusern gilt pro Doppelhaushälfte maximal 1/2 der angegebenen Fläche 

Grundfläche in m^ z.B. 176 m̂  
Bei Doppelhäusern gilt pro Doppelhaushälfte maximal 1/2 der angegebenen Fläche 
Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche für Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie 
Nebencnlagen um mehr als 50 % gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO ist zulässig und zwar: 

für das Grundstück mit dem Bauraum Nr. um 
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Anzahl der Wohneinheiten, z.B 2 

Bei Doppelhäusern gilt pro Doppelhaushälfte maximal 1/2 der angegebenen Anzahl 

vorgeschriebene Firstrichtung 

Flächen für Garagen 

Ein- Ausfahrt 

Maßzahl in Metern, z.B. 13,00 m 

Kurvenradius in Metern, z.B. 7,00 m 

öffentliche Verkehrsflächen 

öffentliche Verkehrsflächen, z.ß. Verkehrsmischung 

öffentliche Verkehrsflächen - Straßenbegleitgrün 

Flächen, die nicht eingefriedet werden dürfen 

Straßenbegrenzungslinie 

Sichtdreieck mit Maßangabe Iz.B: Abstand vom Geh- Radweg 3,00 m. Schenkellänge 85,00 m). 
Innerhalb der im Bebauunasplon gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäune neue Hochbauten 
nicht errichtet werden; Walle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune sowie Stapel, 
Haufen u.a. mit dem Grundstück nicht verbundene Gegenstände dürfen nicht angebgl werden, wenn 
sie sich mehr als 0,80 m jmax. 0,50 m auf öffentlichen Verkehrsflächen; z.B. Straßenbegleitgrün) über 
die Fahrbahnebene erheben. Ebensowenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie Bauten oder 
Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinterstelt werden, die diese Höhe überschreiten. 
Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit 
der Straßenbauverwaltung abzustimmen. 

öffentlicher Kinderspielplatz (für Kinder bis 6 Jahre und 6-12 Jahre). Größe und Ausstattung nach 

DIN 18034. Größenangabe in m2. 'Die Bek. des Bayr. Slaatsminisleriums f. Landesentwicklung u Um­

weltfragen v. 21.06.1976 über die Gefährdung von Kindern durch giftige Pflanzen ILUMBI v. 

27.08.1976) ist zu beachten' 

private Ortsrandeingrünung 

private Streuobstwiese. 

Passive Schallschutzmaßnahmen an Fassaden jsiehe Festsetzungen durch Text B.5I 

Mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche zugunsten des Wasserversorgungsverbandes 

Helfendorf und dessen Rechtsnachfolger. 

B) FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 

Art der baulichen Nutzung 

Das Bauland wird nach § 9 BouGB in Verbindung mit § 4 BauNVO als Allgemeines Wohngebiet |WA) festgesetzt. 

Gestaltung 

2.1 Als Dachform sind nur symetrische Satteldächer mit Pfannendeckung, Farbe ziegelrot, zulässig. 

2.2 Die zulässige Dachneigung für Hauptgebäude wird mit 22 - 27 , für Nebengebäude mit 18 - 24 festgesetzt. 

2.3 Die maximale Wandhöhe wird mit 6,10 m festgesetzt, bezogen auf die mittlere natürliche Geländehöhe innerhalb des geplanten 

Gebäudes. 

2.4 Dachvorsprünge sind in mindestens 1,00 m Tiefe auszuführen. 

2.5 Zusammengesetzte Baukörper wie Doppelhäuser, Garagen und Wintergärten an einer gemeinsamen Grundstücksgrenze sind in 

Dachneigung und Dacheindeckung einheitlich (profih und höhengleich) zu gestalten. 

2.6 Dachgaupen, Quergiebel und Dacheinschnitte sind nicht zulässig. 

2.7 Abgrabungen und Abböschungen sind nur bis max. 10% des Gebäudeumfongs zulässig. 

2.8 Untergeordnete Bauteile wie Erker, Balkone, Pergolen und Vordächer dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 

1,50 m und einer Länge von maximal ein Drittel der Wandlänge überschreiten. 

2.9 Für Wintergärten ist eine Überschreitung der festgesetzten Geschoßfläche als auch der festgesetzten Grundfläche bis zu 10 m̂  

zulässig. Sie dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 1,50 m überschreiten Sie sind grundsätzlich als vollständig 

verglaste, feingliedrige Skelettkonstruktionen auszuführen. 

2.10 Als Material an den Außenwänden der Haupt- und Nebengebäude sind hell verputztes Mauerwerk, senkrechte Holzver­

kleidungen, naturbelassen oder hell gestrichen, sowie Verglasungen, zugelassen. 

2.11 Hinsichtlich der Einhaltung von Abstandsflächen haben die londesrechtlichen Bauvorschriften Vorrang gegenüber satzungsrecht­

lichen Regelungen des Bebauungsplanes, Die in der BoyBO getroffenen Aussagen über Abstandsflächen sind einzuhalten. 

3. Gorogen und Stellplätze 

3.1 Für jede Wohneinheit sind 2 Stellplätze nachzuweisen. 

Für gewerbliche Nutzungen werden die jeweiligen Höchstwerte gemäß der Bekanntmachung über den Vollzug der Art. 62 und 

63 (jetzt Art. 52 und 53] BoyßO vom 12.02.1978 IMABL S. 181) zugrundegelegt. 

3.2 Der Vorplatz vor Garagen IStauraum] gilt nicht als Stellplatz. 

3.3 Soweit Garagen an einer seitlichen Grundstücksgrenze im Zusammenhang errichtet werden, sind sie in Höhe, Dachfam und 

MaterialwoN einheitlich zu gestalten. 

4. Grünordnung, Einfriedung: 

4.1 Stellplätze, Garagenvorplätze und Garagenzufahrten sind mit wasserdurchlässigem Belag wie Rasenpflaster oder Schotterrasen 

herzustellen. 

4.2 Nicht überbaute Flächen sind nach Art. 5 BayBO, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden, ent­

sprechend den nachstehenden Festsetzungen zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 

4.2.1 private Grundstücksflächen (ohne Ortsrandeingrünung): 

Bäume: Pflanzdichte: 1 Baum je 200 m̂  Grundstücksfläche (ohne Ortsrandeingrünung) 

Zulässig sind heimische Arten (auch Obstbäume), Stammumfang mind. 16/18 cm. 

Stroucher: Pflanzdichte: 6 Sträucher je 100 m̂  Grundstücksfläche, (ohne Ortsrandeingrünung) 

Zulässig sind heimische Sträucher, Blütensträucher und Obstbäume. Pflanzgröße 80 bis 

4.2.2 private Ortsrandeingrünung: 

Bäume: 

cm 

Pflanzdichte: 1 Baum je 70 m̂  fläche (der festgesetzten Ortsrandeingrünung) 

Zulässig sind heimische Arten (auch Obstbäume), Stammumfang mind. 16/18 cm. 

Siräucher: Pffanzdichte: 1 Strauch je 1,50 m ,̂ Davon ist bei 10 % der Sträucher, je nach Strauchwaht (Arienbezogen) 

eine Pflanzdichte von 1 Strauch je 3,50 m̂  zulässig. 

Zulässig sind heimische Sträucher, Blütensträucher, Koniferen und Obstbäume. Pflanzgröße 100 bis 125 cm 

4.2.3 private Streuobstwiese: 

Bäume: Pflanzdichte: 1 Baum je 50 m̂  Fläche (der festgesetzten Streuobstwiese) 

Zulässig sind heimische Obstbäume als Halbstamm oder Hochstamm, Stammumfang mind. 16/18 cm. 

4.3 Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Terrassentrennwände zwischen Doppelhäusern sind bis zu einer 

Höhe von 2,00 m und einer Tiefe von 4,00 m zulässig. Mauern als Einfriedungen sind unzulässig. 
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Schallimmissionen 

Die im Plan mit 'S' gekennzeichnete Fassade des Bauraumes Nr. 1 und 2 wird durch Verkehrsgeräuschimmissionen beaufschlagt, 

deren Beurteilungspegel tags rechnerisch in Höhe von 58 dB(A|, nachts in Höhe von 48 dB(A) ausfällt. 

Gemäß DIN 4109 'Schallschutz im Hochbau', Ausgabe November 1989, Tab. 8, müssen die erforderlichen resultierenden Ge-

samtschaldömm-Maße erf. Rw/es der jeweiligen Außenbauteile von Aufenthaltsräumen an dieser Fassade mindestens folgenden 

Wert einhalten: erf. Ri,,,es ^35 dB. 

5.2 An der mit 'S' gekennzeichneten Fassade sind keine Schlaf- und Kinderzimmer vozusehen. Dies ist durch geeignete Grundriß­

orientierung zu gewährleisten. Ausnahmen hiervon sind möglich, wenn 

- der Autenthaltsraum über eine Fensteröffnung an einer nicht gekennzeichneten Fassadenseite quergelüftet werden kann, oder 

- dem Aufenthaltsraum eine geeignete Wintergartenkonstruktion mit versetzten inneren und äußeren Öffnungsflächen vorgebaut 

ist, oder 

- der Aufenthaltsraum über zusätzliche schallgedämmte Lüftungseinrichtungen (z.B. mechar«sche Schalldämm-Lüfterl, die cte Ge­

samtschalldämmung der Außenhaut nicht wesentlich mindern, verfügt. 

Dadurch wird ausreichender Schallschulz bei gleichzeitiger Raumbelüftung gewährleistek 
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C) HINWEISE 

Hinweise durch Planzeichen 

® 
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Bauraumnummer, z.B. 1 

bestehende Grundstücksgrenzen 

aufzuhebende Grundstücksgrenzen 

vorgescHagene Grundstücksteilung, unverbindlich 

bestehende Gebäude 

vorgescNagene Gebäudestelkjng 

Flurstücksnummer 

vorgeschlagene Baumpflanzung 

739 

• 

Wasserversorgung 

Sämtliche Bauvorhaben müssen vor Fertigstellung an die zentrale Wasserversorgungsonloge des Wasserverbandes Helfendorf 

angeschlossen sein. 

Abwasser und Niederschlagswasser 

Unverschmutztes Niederschlagswosser von Dächern und sonstigen befestigten Flächen (auch Verkehrsflächen) ist zu versickera 

Über die Zulässigkeit von geplanten Entwässerungseinrichtungen muß entweder in einem Wasserrechtsverfahren nach Art. 17 

BoyWG entschieden werden oder die Zulässigkeit ergibt sich aus Art. 33 BayWG, d.h. bei Einholtung der Anwendungsvoraus­

setzungen und Anforderungen der 'Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung (NWFreiV)' vom 0102.2000 zum schadosen 

Versickern von Niederschlagswasser sowie der zugehörigen 'Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 

Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW)' ist die Versickerung von einer wasserrechttchen Genehmigung befreit. 

Als Anwendungsvoraussetzungen bzw. Technische Regeln für die NWFreiV gelten insbesondere: 

- Primär flächenhafte Versickerung über bewachsenen Oberboden, - NiederscNagswasser darf nicht mit Abwasser 

oder wassergefährdenden Stoffen vermischt bzw. durch sonstigen Gebrauch nachteilig verändert sein, - keine kupfer-, 

zink", und bleigedeckten Dachflächen über 50 m̂  Größe, - kein Durchstoßen grundwasserschützender Deckschichten, 

- Die Sohle der Versickerungsanlage nicht tiefer als 5 m unter natürlichenm Gelände liegt. 

Die Sickeranlagen srid noch dem ATV-Arbeitsblatt A 138 (Entwurf 11/99) sowie dem neuen ATV-Merkblatt M 153 (Feb.2000) 

zu bemessen und zu errichten. 

Das Abwasser kann als Ubergongslösung bis zum Kanalanschluß nach einer Reinigung in Dreikammer-Ausfadgruben gemäß DIN 

4261 Teil 1 versickert werden, sofern es sich ausschließlich um häusliche Abwässer handelt und die Versickerung oberflächen-

noh erfolgt (keine 'tiefen' Schächte, die wasserundurcHössige Deckschichten durchstoßen). 

sonstige Immissionen 

Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschafttchen Nutzflächen kann es zu negativen, jedoch ortsüblichen Aus­

wirkungen auf das Plangebiet durch Lärm-, Staub- und Geruchsimmissionen kommen; auch an Sonn- und Feiertagen sowie 

nachts. Diese sind innerhalb des gesetzlichen Rahmens hinzunehmen und zu dulden 

Ausgleichsmaßnahmen 

Folgende Flächen werden ols Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen: (siehe Lageplan m 1:50001 

privates Ortsrandgrün innerhalb und außerhalb der Bruttobauflächen 

private Stellplatzflächen im Ortszenztrum von Großhelfendorf (Flur Nr, 37, Gmkg Helfendorf) 

Sonstige Hinweise 

-Bodendenkmäler, die bei der Verwircklichung der Bauvorhaben zutage kommen, unterliegen nach Art. 8 DSchG der Meldepflicht 

und müssen dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich bekanntgemocht werden. 

Jedem ßauantrog und jeder Bouanzeige ist ein ßoumbestands- und Freiflächengestaltungsplan beizufügen. 

Dl VERFAHRENSVERMERKE 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 15.02.2000 die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstelungsbeschluß 

wurde am 22.022000 ortsüblich bekanntgemacht. 

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 25.07.2000 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der 

Zeit vom 07.082000 bis 11.09.2000 öffentlich ausgelegt. 

Die Gemeinde Aying hat mit Beschluß des Gemeinderats voiji: 12.09.2000 den Bebauungsplan q g f i ^ § K) Abs, 1 BauGB in der 

Fassung vom 12.09.2000 als Satzung beschlossen. .-''.; 

Gemeinde Aying am 
1 3. Okt. 2000 

'•^Johann 

Ir Erster Bürgermeister 

Der Satzungsbeschluß zu dem Bebauungsplan wurde am 16,10,2000 gemäß 

gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 

Gemeinde Aying am ! : '.„...:.... ^ " ^ " 
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louGB ortsüblich bekannt-
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Bebauungsplan 

AYING Nr. 10 
"NÖRDL. DER FORSTSTRASSE 

Gemeifide 

Geltungsbereich: 

Gefertigt: 
Geändert: 

Aying 

Flur Nr. 739, 744 , 7 3 3 / 4 , 7 3 3 / 2 , 732 /8 , 833 

Aying, den 14.03.2000 
Aying, den 25.07,2000 

12.09.2000 

Entwurfsverfasser: Paul Springer, Dipi.ing.(FH) Architekt 
Peisser Strasse 10, 8565:är^Jh^^v 

TeL 08095-458 f</ij^Q.p.-2U^^ 

Gemeinde Aying: ig \\V \^ zj 
^hann EicNer 

Erster Bürgermeister 


